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Die britische Indienpolitik hatte langfri-
stig wirkende Konsequenzen für das
Selbst- und Weltbild der indischen Eliten,
aber auch für das Verhältnis Indiens zu
seinen Nachbarn. Jahrzehntelang verfolg-
te Indien, innenpolitisch unumstritten,
eine Politik des Nonalignment: der Nicht-
Bindung an die großen Blöcke und der
Nicht-Verwicklung in die Konflikte dieser
Welt, was Parteinahme und Entwicklung
einer eigenen schlagkräftigen Militär-
macht genausowenig ausschloß wie Kon-
flikte, ja bewaffnete Auseinandersetzun-
gen mit den Nachbarn Pakistan und
China. Vor allem der Konflikt mit 
Pakistan erweist sich als hartnäckig, ist er
doch in starkem Maße ideologisch be-
stimmt. Nach dem Ende des Ost-West-
Gegensatzes läßt sich eine stärkere Öko-
nomisierung der indischen Außenpolitik
feststellen. Von der Größe seines Territo-
riums, seinen natürlichen Ressourcen und
seinem potentiellen Humankapital her
hat Indien das Zeug zur Großmacht, könn-
te langfristig auch Japan überflügeln.

Red.

Mit der Funktion Indiens 
im British Empire . . .

Die Grundorientierungen der Außenpoli-
tik Indiens sind in direkter Weise mit der
modernen Geschichte des Landes verbun-
den, insbesondere mit seiner kolonialen
Vergangenheit. Wesentliche Momente
wie die unbedingte Priorität der Souverä-
nität, die Forderung nach internationaler
Gleichberechtigung und der Anspruch auf
Anerkennung als eine regionale Macht
werden erst vor diesem Hintergrund wirk-
lich verständlich.
Indien spielte seit der Übernahme durch
die britische Krone (1858) eine außerge-
wöhnliche Rolle im Empire:
● Indien war die wirtschaftlich, politisch

und strategisch wichtigste Kolonie
Großbritanniens.

● Es war das strategische Verbindungs-
glied zwischen der britischen Kolonial-
politik in Afrika, seinen wirtschaftlichen
und strategischen Interessen im Mittel-
meer und seinem Expansionskonzept
im südostasiatisch-fernöstlichen Raum.

● Indien spielte eine Schlüsselrolle als
Basis für die Eindämmung eines weite-
ren Vordringens des russischen Rivalen
nach Süden.

● Der Subkontinent war der Ausgangs-
punkt für die Vorwärtsstrategie Groß-
britanniens über die natürlichen Gren-
zen Südasiens hinaus nach Westen (Du-
rand-Linie), nach Norden (MacMahon-
Linie) und nach Osten (Eroberung Bur-
mas) und damit ein wesentliches Ele-
ment  der gesamten außenpolitischen
Strategie Großbritanniens vom letzten
Viertel des 19. Jahrhunderts bis zum
Ende des Zweiten Weltkrieges.

Diese spezifische Stellung Indiens, die sich
in euphorischen Metaphern widerspie-
gelte – Vizekönig Lord Curzon nannte es
die Achse des Empire und Paul Scott be-
zeichnete Indien als juwel of the crown –
hatte auch Folgen für die politischen Pro-
zesse in Indien.

... mußten sich auch die Politiker der
Unabhängigkeit auseinandersetzen

Die Tatsache, daß Großbritannien seine
von Indien ausgehende strategische Ex-
pansion als „indische Außenpolitik“ fir-
mierte, führte frühzeitig zu Reaktionen
der sich formierenden indischen nationa-
len Bewegung. Bereits kurz nach der
Gründung des Indian National Congress
(1885) kam es zu deutlichen Protesten
gegen die britische Politik gegenüber Af-
ghanistan, Tibet und Burma und zu einer
Distanzierung von der Vorwärtsstrategie
insgesamt. Die Artikulation einer selbst-
ändigen Position der nationalen Kräfte in 
Indien zu militärischen und politischen
Aktionen, die Großbritannien im Namen
Indiens vorantrieb, und fortschreitend
auch zu anderen internationalen Proble-
men, wurde, mit Ausnahme des Jahr-
zehnts von etwa 1906 bis 1916, zur Kon-
stante im politischen Spektrum Indiens
bis 1947.1 Das Resultat dieses Prozesses
war, daß Indien als einziges koloniales
Land vor der Erlangung der staatlichen
Selbständigkeit eine eigenständige und
tragfähige außenpolitische Konzeption
besaß, die wesentlich durch den National-
kongreß geschaffen wurde.2 Ihre Grund-
züge lassen sich in aller Kürze wie folgt
umreißen:
● Indien fordert für sich vollständige Un-

abhängigkeit und wird eine antikolo-
niale Außenpolitik betreiben (erstmalig
auf dem Jahreskongreß in Madras 1927
offiziell formuliert und 1929 in Lahore
„endgültig zum Ziel des Nationalkon-
gresses erklärt“ [Nehru], symbolisch
wurde am 26. 1. 1930 erstmalig die Na-
tionalflagge gehißt).

● Indien will keine Unabhängigkeit auf
Kosten anderer Völker und bekennt
sich zu seiner internationalen Verant-
wortung.

● Indien wird sich an keinem imperialisti-
schen Krieg beteiligen (Madras 1927).

● Friedliche und freundschaftliche Be-
ziehungen zu allen Nationen sind
das außenpolitische Grundprinzip des 
freien Indien, im Mittelpunkt stehen
dabei die Beziehungen zu den unmit-
telbaren Nachbarn und zu den anderen
asiatischen Staaten (zu denen explizit
auch die UdSSR gerechnet wurde).

● Ein unabhängiges Indien wird sich kon-
sequent gegen jede rassische, religiöse
und nationale Diskriminierung wen-
den.

Ein später bestimmendes Element indi-
scher Außenpolitik, die Blockfreiheit
(Non-Alignment), taucht in dieser Über-
sicht nicht auf, da sie bis Ende 1945 kei-
nerlei Rolle in der Diskussion über die
künftige Außenpolitik spielte.

Denn die neuen Eliten waren 
auch Produkt des Systems, das sie
bekämpften

Nationale Bewegungen und antikolonia-
ler Nationalismus formieren sich gegen
die jeweilige Fremdherrschaft, und zwar
in aufsteigender Linie vom ursprünglichen
Dissens (Interessendivergenz) bis zum of-
fenen Konflikt (Interessenkollision). Den-
noch verinnerlichen sie mehr als ihnen oft
bewußt ist: vom Theoriengebäude, von
den Denkwegen und der politischen Pra-
xis des Gegners. Ohne dies weiter zu ver-
tiefen soll hier auf das nationale Prinzip
oder den Nationalismus selbst verwiesen
werden. Das hängt ursächlich damit zu-
sammen, daß sich die oppositionellen
Kräfte in einem politischen und geistigen
Umfeld entwickeln müssen, das von der
Kolonialmacht geschaffen wurde. Die
führenden nationalen Kräfte stammten
im Regelfall aus sozialen Gruppen, denen
der Zugang zu gehobener Bildung mög-
lich war. Sie erwarben ihre Bildung entwe-
der in von der Kolonialmacht geschaffe-
nen modernen Einrichtungen oder im
Mutterland selbst, nahmen dabei Philoso-
phien, Gesellschaftskonzeptionen und so-
ziale Verhaltensweisen auf, wurden von
den Medien der Metropole beeinflußt. Sie
waren also, illusionslos betrachtet, selbst
in erheblichem Maße ein Produkt jenes
Systems, das sie bekämpften. Dieser Pro-
zeß hatte eine erhebliche Bedeutung für
die weitere Entwicklung in Indien:
● Die indischen Nationalisten bekämpf-

ten die britische Herrschaft und brach-
ten in diesem Kampf viele Opfer, aber
ihre große Mehrheit verinnerlichte fak-
tisch den britischen Reichsgedanken.
Als die Unabhängigkeit heranrückte,
stellte niemand die kolonialen Grenzen
Indiens in Frage, obwohl diese erkenn-
bar unter britischem Zwang oder sogar
mittels Gewaltanwendung zustande
gekommen waren – die Durand-Linie
und die MacMahon-Linie also unge-
rechte, von den betroffenen Staaten
niemals akzeptierte Grenzen waren.

● Auch die Weiterführung der britischen
Protektoratsverträge mit Sikkim und
Bhutan und die Grundhaltung gegen-
über Nepal gehört in diesen Zusam-
menhang. Dabei war von Anfang an 
offensichtlich, daß eine derartige Über-
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nahme des britischen Reichsgedankens
ein erhebliches Konfliktpotential für
das nachkoloniale Indien schaffen
mußte und die anvisierten freund-
schaftlichen Beziehungen zu den Nach-
barstaaten tangierte.

● Die indischen Nationalisten adaptierten
die zentrale Stellung Indiens im Briti-
schen Empire und seine exklusive stra-
tegische Bedeutung und leiteten dar-
aus eine natürliche Vormachtstellung in
der Region, und zwar über Südasien
hinaus, ab. Das zeigte sich in voller
Deutlichkeit am Vorabend der Unab-
hängigkeit (1945–1947) und besonders
bei der Vorbereitung der Asian Relati-
ons Conference (New Delhi 1947), wo
Nehru von der besonderen Rolle Indi-
ens, seiner Verantwortung für das
Schicksal Asiens, von seiner Funktion als
Drehscheibe sprach und Kavalam Mad-
hava Panikkar, später hochrangiger Di-
plomat im unabhängigen Indien, ein
Konzept entwickelte, das Indien als 
Ordnungsmacht im Gesamtbereich des
Indischen Ozeans und als asiatischen 
Sicherheitspartner Großbritanniens of-
ferierte.3

● Die für die britische Politik charakteri-
stische strategische, nicht praktisch po-
litische, Geringschätzung der kleinen
Nachbarn Indiens wurde in den letzten
einhundert Jahren in Teilen der indi-
schen Eliten zu einer Art eingeschliffe-
nem Reflex. Das zeigte sich in der Dis-
kussion um die Abtrennung Burmas
von Britisch-Indien (1937) oder in der
Tatsache, daß selbst Nehru noch 1938
sein Unverständnis erkennen ließ,
warum Ceylon nicht Teil eines unab-
hängigen Indien werden wolle. Und es
ist keineswegs ein Ergebnis der letzten
Jahrzehnte, daß wesentliche Teile der
Führungseliten Indien immer als asiati-
sche Großmacht wahrnahmen.

Die britische Herrschaft hat somit erkenn-
bar auch langfristig wirkende Konsequen-
zen für das Selbstbild und das Weltbild
der indischen Nationalbewegung und
darüber hinaus für die nachkolonialen
Führungseliten gehabt.4 Und es ist vor
allem das Spannungsverhältnis zwischen
einem eindeutig auf internationale
Gleichberechtigung, friedliche Koexi-
stenz, freundschaftliche Beziehungen mit
allen Staaten ausgerichteten außenpoliti-
schen Programm und den perzeptionellen
Langzeitfolgen der Kolonialherrschaft im
außenpolitischen Bereich, das, in den ein-
zelnen Perioden der nachkolonialen Ent-
wicklung mit durchaus unterschiedlicher
Intensität, Indiens Regionalpolitik und das
regionalpolitische Klima in Südasien spür-
bar beeinflußt haben.

Nicht-Bindung und Nicht-Verwicklung
im Zeitalter der Blöcke

Der Grundansatz der Außenpolitik des un-
abhängigen Indien ist die Resultante aus
dem seit den dreißiger Jahren in fixierter
Form vorliegenden außenpolitischen Kon-
zept des Nationalkongresses, weitgehend
von Nehru formuliert, und den Schlußfol-
gerungen, die Nehru zwischen 1944 und
1946 aus den machtpolitischen Entwick-
lungen in der Endphase des Zweiten Welt-

krieges und bei der Herausbildung der in-
ternationalen Nachkriegsordnung zog. In
konzentrierter Form wird dieser Grund-
ansatz in der berühmten Rundfunkan-
sprache Future Taking Shape, die Nehru
am 7. September 1946 als Premier des
Übergangskabinetts hielt, deutlich:
1. Indien wird sich von der Machtpolitik

und machtpolitischen Gruppierungen
fernhalten, da sie zu den beiden Welt-
kriegen geführt haben. Das war die De-
klarierung der Nichtpaktgebundenheit
zum Grundverhaltensprinzip der indi-
schen Außenpolitik.

2. Indien geht davon aus, daß Frieden und
Freiheit unteilbar sind. Die Verweige-
rung der Freiheit (hier eindeutig als
Recht auf Selbstbestimmung gemeint)
führt unvermeidlich zu neuen Konflik-
ten. Daher ist Indien für die Emanzipa-
tion aller kolonialen und abhängigen
Länder.

3. Indien tritt für eine weltweite, von Aus-
beutung freie, die Gleichberechtigung
aller Rassen und Nationen in Theorie
und Praxis garantierende Zusammen-
arbeit ein.

4. Trotz der kolonialen Vergangenheit
wird Indien um freundliche und koope-
rative Beziehungen zu Großbritannien
bemüht sein.

5. Die UdSSR und die USA sind die beiden
großen Nationen der modernen Welt,
sie tragen daher eine große Verantwor-
tung für Frieden und Freiheit. Indien
wird zu beiden Staaten freundliche Be-
ziehungen unterhalten.

6. Indien ist ein asiatisches Land, das Ver-
bindungsglied zwischen Westasien,
Südasien und Südostasien, und ihm
steht niemand näher als die asiatischen
Völker. Indien tritt für eine enge Zu-
sammenarbeit aller befreiten Völker
Asiens ein, dabei kommt den Beziehun-
gen zwischen Indien und China eine be-
sondere Bedeutung zu.5

Die wesentlichen Kennzeichen der indi-
schen Außenpolitik waren nach Panikkar,
daß sie in ihrer Grundauffassung aisatisch
ist und von der eigenständigen Bedeu-
tung Asiens in der internationalen Politik
ausgeht; daß ihre Grundposition in welt-
politischen Fragen von Antikolonialismus
und Kampf gegen Rassendiskriminierung
bestimmt ist; und daß ihr erstes und wich-
tigstes Ziel in Erkenntnis der Folgen eines
Nuklearkrieges und angesichts der gewal-
tigen sozialökonomischen Herausforde-
rungen für Indien die Erhaltung des asiati-
schen und globalen Friedens sei.6

Bereits diese gedrängte Auflistung macht
zwei für die indische Außenpolitik bis
1990 charakteristische Züge sichtbar – die
zentrale Rolle des Non-Alignment als
strategische Orientierung (Nichtbindung)
und taktisches Handlungsprinzip (Nicht-
verwicklung in die Konflikte der Groß-
mächte) indischer Außenpolitik sowie die
Dominanz weltpolitischer Fragen auf der
indischen Prioritätenskala. Die Aufstili-
sierung der Nichtpaktgebundenheit zu
einer außenpolitischen Philosophie, ihre
Erhebung zu einer moralisch-ethischen
Kategorie und die Verbindung von Nicht-
paktgebundenheit und Gewaltlosigkeit
sind nicht im ursprünglichen indischen An-
satz vorhanden, waren von Nehru nicht

intendiert7 und sind spätere, aber realpoli-
tisch irrelevante Umdeutungen. Hinsicht-
lich der weltpolitischen Fragen wurde
neben dem Selbstbestimmungsrecht für
alle Völker, der internationalen Gleichbe-
rechtigung, dem Antikolonialismus und
Antirassismus, der Friedensproblematik,
der Abrüstung und dem Recht auf Ent-
wicklung ein besonderer Stellenwert zu-
gemessen.8

Über die Jahrzehnte hinweg 
ein nationaler Konsens in der 
Außenpolitik

Es war ein wesentlicher Zug indischer
Außenpolitik, daß es hinsichtlich ihrer
Ziele über Jahrzehnte hinweg einen na-
tionalen Konsensus gab. Diese Ziele
waren bis zum Ende der achtziger Jahre
● Anspruch auf das Recht, eine unabhän-

gige Außenpolitik zu betreiben, und
Ablehnung jeder Politik, die zur Erosion
der indischen Souveränität führt;

● Gleichberechtigung in der internatio-
nalen Politik und Wirtschaft, daher
Kampf gegen den Kolonialismus; Ab-
lehnung des Rassismus und jeder Form
rassischer Diskriminierung, Recht Indi-
ens auf eine freie und eigenbestimmte
Entwicklung;

● Festhalten am Nonalignment und strik-
ter Nichtbeitritt zu Militärpakten, För-
derung des Weltfriedens, Eintreten für
eine allgemeine internationale Abrü-
stung;

● Entwicklung freundschaftlicher Bezie-
hungen zu allen Ländern, besonders zu
den Nachbarstaaten, auf der Basis der
friedlichen Koexistenz und der gegen-
seitigen Nichteinmischung in die inne-
ren Angelegenheiten, Regulierung be-
stehender Interessenkollisionen mit po-
litischen Mitteln.9

Unbeschadet der innenpolitischen Ent-
wicklungen und der Veränderung der in-
ternationalen Rahmenbedingungen, trotz
unvermeidlicher Gewichtsverlagerungen
im Stellenwert der einzelnen Zielstellun-
gen und der unterschiedlichen Interpreta-
tion einzelner Elemente ist dieses außen-
politische Programm über Jahrzehnte hin-
weg die konzeptionelle Grundlage der in-
dischen Außenpolitik geblieben. Dabei ist
zugleich in Rechnung zu stellen, daß in der
internationalen Politik und in den zwi-
schenstaatlichen Beziehungen grundsätz-
lich, schon allein aus Gründen der Realisier-
barkeit, eine Lücke zwischen Konzeption
und außenpolitischer Praxis vorhanden ist.
Das trifft auch auf Indien zu und in beson-
derem Maße für seine Regionalpolitik.
In diesem Beitrag kann nicht der Versuch
unternommen werden, fünfzig Jahre Ge-
schichte der Außenpolitik Indiens oder
selbst ihre wichtigsten Aktionsfelder und
Probleme darstellen zu wollen. Daher
werden anschließend nur einige Schlüssel-
fragen der indischen Außenpolitik kurz
skizziert und im letzten Abschnitt ein
Überblick über Hauptrichtungen der in-
ternationalen Politik Indiens nach dem
Ende des bipolaren internationalen Sy-
stems gegeben.
Die Hauptrichtungen der indischen
Außenpolitik wurden durch das interna-
tionale Konzept und den Zielhorizont
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der führenden Kraft der antikolonialen
Nationalbewegung und späteren Re-
gierungspartei, des Indian National 
Congress (INC), bestimmt. Überschauend
und unter Berücksichtigung der Dynamik
einzelner Probleme und Prozesse im 
Verlauf von vier Jahrzehnten lassen sich
die Stellung des Nonalignment, Indiens
Haltung in der Frage der Friedenssiche-
rung und seine regionalpolitischen
Zwänge als Kernfelder indischer Außen-
politik ausmachen und in aller Kürze um-
reißen.

„Nonalignment“ hieß weder
Neutralität noch Gewaltfreiheit

Die zentrale Aufgabe der indischen
Außenpolitik war die Wahrung der natio-
nalen Interessen Indiens auf der interna-
tionalen Ebene, die äußere Absicherung
der indischen Souveränität. Das schloß
nach Auffassung Nehrus und seiner Nach-
folger Lal Bahadur Shastri, Indira Gandhi,
Morarji Desai, Rajiv Gandhi und P.V. Nara-
simha Rao jede Bindung an einzelne
Großmächte oder an bestehende Blöcke
und andere militärpolitische Zusammen-
schlüsse strikt aus. Die Wahl des Non-
alignments zur außenpolitischen Grund-
verhaltensnorm erfolgte bewußt, weil 
sie mit ihren Prinzipien – Unabhängigkeit
und Nichtanlehnung, Solidarität mit 
den nationalen Befreiungsbewegungen,
Nichtbeteiligung an Blöcken und Militär-
bündnissen mit Großmächten, Nichtzulas-
sung fremder Militärstützpunkte auf dem
eigenen Territorium – nach Nehrus Über-
zeugung am besten den Zielen und Auf-
gaben der auswärtigen Politik Indiens
entsprach. Auch die Politik Indiens ge-
genüber den Großmächten muß immer
im Kontext seines Strebens nach einer un-
abhängigen, gleichberechtigten Außen-
politik gesehen werden. Indien versuchte,
in seinen Beziehungen zu den USA, der
UdSSR und Großbritannien diesen eige-
nen Kurs zu gehen, trotz häufigen Unver-
ständnisses und nicht seltener Attacken
von seiten der Partner und auch, wenn
dies angesichts der internationalen
Machtkonstellationen nicht immer ge-
lang. Die Politik der Nichtbindung wurde
trotz zeitweiliger Schwankungen, z. B. in
der ersten Phase des Koreakrieges oder
während des Himalaya-Krieges mit China,
bis zum Ende der bipolaren Weltordnung
durchgehalten.
Das indische Nonalignment war zu keiner
Zeit politische Neutralität, weshalb der
periodische Vorwurf der Parteinahme in
kritischen internationalen Situationen
(Suezkrise, Vietnamkrieg, Nahostkonflikt)
völlig an der Sache vorbeigeht, und es
wurde auch von indischer Seite niemals 
als Politik der Gewaltlosigkeit im Sinne
Gandhis verstanden und praktiziert. Der
aktive Charakter der indischen Politik der
Nichtpaktgebundenheit wurde bereits in
der Indochina-Frage (Genfer Konferenz
1954), der Colombo-Konferenz (1954) und
der Bandung-Konferenz (1955) sowie im
Widerstand Indiens gegen die sich in
Westasien und Südostasien formierenden
Militärpakte (Bagdad-Pakt, SEATO) deut-
lich. Indien wurde so nicht nur zum Bei-
spiel für andere asiatisch-afrikanische

Staaten, zumindest den Versuch einer 
eigenbestimmten Außenpolitik zu wagen,
sondern auch zum eigentlichen Auslöser
der Bewegung der Nichtpaktgebundenen
(NAM), die sich schließlich 1961 in Belgrad
auch institutionalisierte.9

Aktives Engagement zur Friedens-
sicherung bei gleichzeitiger
Erhöhung der eigenen Verteidigungs-
fähigkeit

Indien trat während der gesamten Peri-
ode der bipolaren Weltordnung aktiv für
eine internationale Entspannung, für die
Normalisierung der Beziehungen zwi-
schen den feindlichen Blöcken und ihren
Vormächten USA und UdSSR, für die Er-
weiterung der bilateralen und multilate-
ralen Kooperation in Politik, Wirtschaft,
Kultur und Wissenschaft, und nicht zu-
letzt für eine allgemeine Abrüstung und
ein dauerhaftes internationales Sicher-
heitssystem ein. Nehru gehörte zu den er-
sten Politikern, die eindringlich vor den
Folgen eines möglichen Kernwaffenkrie-
ges für die gesamte menschliche Zivilisa-
tion warnten und die vollständige Besei-
tigung aller Kernwaffen forderten. Dem-
entsprechend bemühte sich Indien jahr-
zehntelang intensiv um eine vertraglich
geregelte Reduzierung der von der nu-
klearen Hochrüstung der Großmächte
ausgehenden Gefahren mit dem Endziel
der grundsätzlichen Ächtung atomarer
Waffen, seit dem Ende der siebziger
Jahre zunehmend in Zusammenarbeit
mit anderen nichtpaktgebundenen Staa-
ten (siehe u.a. den Appell vom 2. 5. 1984
und die Sechs-Staaten-Initiative vom 28.
1. 1985). In diesen Zusammenhang
gehört aber auch die Nichtunterzeich-
nung des Kernwaffensperrvertrages
(NPT), da er nicht die Produktion von ato-
maren Massenvernichtungsmitteln, son-
dern nur deren Weitergabe stoppe, den
nuklearen Besitzstand der Großmächte
legalisiere und gegenüber dem Rest der
Welt ein Instrument machtpolitischer Er-
pressung sei.
Indiens aktives Engagement in der Frie-
densfrage bedeutet freilich nicht, daß es
keine eigene Sicherheitspolitik betrieb.
Aus der Weigerung der Großmächte,
einer realen Abrüstung zuzustimmen, zog
Indien in den sechziger Jahren den Schluß,
seine eigene nationale Verteidigungs-
fähigkeit erhöhen zu müssen, baute seine
Streitkräfte in den folgenden Jahrzehnten
personell und waffentechnisch massiv aus
und demonstrierte schließlich 1974 mit
einer unterirdischen Kernexplosion seine
theoretische Kernwaffenfähigkeit. Die in-
dische Regierung lehnte aber die ständi-
gen Forderungen nationalistischer Kräfte
aus allen politischen Lagern nach einer
Kernwaffenoption strikt ab. Indiens Si-
cherheitspolitik, die unstreitig auch zu
einer Aufrüstung mit erheblichen Kosten
geführt hat, kann dennoch nicht als 
Gegensatz zu seiner Haltung in der Frie-
densfrage interpretiert werden. Sie war
das bedauerliche, aber weitestgehend
zwangsläufige Resultat der regionalen
Sicherheitslage (pakistanisch-indischer
Konflikt seit 1947, indisch-chinesischer
Konflikt seit 1959) sowie der internationa-

len Rahmenbedingungen mit der atoma-
ren Hochrüstung der Großmächte.10

Aus Indiens grundlegendem Interesse am
internationalen Frieden und an friedli-
chen Verhältnissen in seinem regionalen
Umfeld resultierte seine Haltung zu zwi-
schenstaatlichen Konflikten. Vom Korea-
krieg und dem ersten Indochinakrieg über
die Suezkrise, die Kongokrise und den
Nahostkonflikt bis zu dem Krieg im Liba-
non, in Kambodscha und Afghanistan war
die indische Politik stets auf eine mög-
lichst schnelle Einstellung der bewaffne-
ten Auseinandersetzungen, auf eine poli-
tische Bearbeitung der jeweiligen Streit-
masse und eine Regelung im Interesse der
betroffenen Bevölkerung orientiert. Das
stieß nicht immer auf den Beifall einzelner
Konfliktseiten und ihrer internationalen
Patrone (Kambodscha, Afghanistan). In-
dien bemühte sich nicht nur im Rahmen
der UNO und der NAM um eine gerechte
Konfliktregulierung – ein Beispiel ist das
langjährige Eintreten für die legitimen
Rechte der Palästinenser –, sondern betei-
ligte sich auch aktiv mit Truppen und zivi-
lem Personal an Friedensmissionen der
UNO (Indochina, Kongo).
Indien hat immer gleichberechtigte welt-
weite Wirtschaftsbeziehungen und die
Gewährleistung des Rechts auf Entwick-
lung als ein essentielles Element von inter-
nationaler Sicherheit und Friedensord-
nung betrachtet und seit dem ersten Tag
der Unabhängigkeit für ihre allgemeine
Durchsetzung gekämpft – in der UNO und
ihren Spezialorganisationen, in der Grup-
pe der 77 und in der NAM. Indien hatte
einen bemerkenswerten Anteil daran,
daß die wirtschaftlichen und sozialen Pro-
bleme der Länder der Dritten Welt stärker
ins Bewußtsein der internationalen Öf-
fentlichkeit rückten, daß das globale
Konfliktpotential von Unterentwicklung
zunehmend erkannt wurde und daß es
zur ersten Entwicklungsdekade der UNO 
(UNCTAD) kam – ungeachtet der Tatsache,
daß eine wirkliche Veränderung der Lage
der Entwicklungsländer nicht erreicht
werden konnte.
Zusammenfassend kann gesagt werden,
daß 1947 bis 1991 Frieden und inter-
nationale Sicherheit in der Außenpolitik
Indiens einen weitaus größeren Stellen-
wert als im außenpolitischen Verhalten
der großen Mehrheit der Staaten Asiens
und Afrikas besaßen. Zugleich ist festzu-
stellen, daß Indiens Haltung in der Frie-
densfrage nicht durch konjunkturelle
oder taktische Erwägungen determiniert,
sondern grundsätzlicher Natur und im 
Gesamtkonzept indischer Außenpolitik
verankert war.

Indiens regionale Vorherrschaft
und das Gefühl der Bedrohung
bei den Nachbarn

Nach der Erlangung der Unabhängigkeit
bemühte sich Indien um konstruktive Be-
ziehungen zu den Nachbarstaaten, stieß
dabei jedoch auf erhebliche, bereits in der
Kolonialzeit angelegte Probleme wie die
Stellung indischer Minderheiten in Burma
und Ceylon. Die Entstehung Pakistans als
Ergebnis einer erbitterten Auseinander-
setzung zwischen zwei großen politischen



57

Kräftegruppen in Britisch-Indien mit un-
terschiedlichem religiös-kulturellen Hin-
tergrund und die Fortsetzung dieses Kon-
flikts auf zwischenstaatlicher Ebene (Paki-
stan als erklärtes Gegenmodell zu Indien
und das Konfliktpotential der Teilungs-
modalitäten von 1947) mußten zur di-
rekten Konfrontation führen. Indiens
Schwierigkeiten mit seinen Nachbarn
waren daher in hohem Maße objektiv 
gesetzt.
Die folgende Herausbildung einer regio-
nalen Konfliktkonstellation war aus geo-
graphischen und geopolitischen Gründen
historisch unvermeidlich. Der indische
Subkontinent hatte sich vollständig unter
britischer Herrschaft befunden (die fran-
zösischen und portugiesischen Enklaven
waren für den hier gegebenen Zusam-
menhang irrelevant). Die Teilung Britisch-
Indiens in die selbständigen Dominien
Indien und Pakistan veränderte zwar die
politische Landkarte Südasiens und die 
aktuelle strategische Balance auf dem
Subkontinent, schuf aber im Hinblick auf
die Verteilung der Ressourcen, der Poten-
zen und des mobilisierungsfähigen Poten-
tials keine neue Lage. Damit war auch
nach 1947 durch Größe, Ressourcen und
Potential die geographische, materielle,
politische Suprematie Indiens ein Faktum.
Die damit verbundene relative und abso-
lute Ungleichheit der Gewichte war ge-
eignet, bei allen Nachbarn einen primären
Bedrohungskomplex auszulösen, selbst
wenn Indien seit 1947 einen Kurs der
machtpolitischen Selbstverleugnung be-
trieben hätte. Die an die Macht gekom-
mene politische Klasse Indiens verstand
sich aber selbstbewußt als Rechtsnachfol-
ger des Empire in Südasien mit einem legi-
timen Anspruch auf die Vormachtstellung
in der Region – seit den siebziger Jahren
ausgedehnt auf die Forderung nach der
internationalen Anerkennung Indiens als
asiatische Großmacht. Die Bedrohungs-
komplexe der Nachbarn Indiens, die un-
mittelbar nach der Erlangung der Unab-
hängigkeit einsetzenden Auseinanderset-
zungen um die Bürgerrechte der indi-
schen Minoritäten in Ceylon (Tamilen-Pro-
blem) und Burma (Rangun war damals zu
zwei Dritteln eine indische Stadt), der pa-
kistanisch-indische Territorialkonflikt
(Punjab, Kashmir) und die politisch-ideo-
logische Konfrontation Pakistan–Indien
waren die erste Phase der Herausbildung
einer regionalen zwischenstaatlichen
Konfliktkonstellation. Der anhaltende pa-
kistanisch-indische Konflikt, der bislang zu
drei Kriegen geführt hat (1947/48, 1965,
1971), die vom Präsidenten Sri Lankas, J.R.
Jayawardene, erbetene, doch von der
Mehrheit der politischen Kräfte Sri Lankas
abgelehnte, Intervention Indiens im sri-
lankischen Bürgerkrieg (1987–1989), und
nicht zuletzt der Versuch der südasiati-
schen Staaten, gegen Indien regional zu-
sammenzuarbeiten und Ausschau nach
extraregionalen Verbündeten (USA,
China, Golfstaaten) zu halten, hat diese
zwischenstaatliche Konfliktkonstellation
endgültig formiert. Ihre einzelnen Ele-
mente können an dieser Stelle nicht be-
handelt werden, aber zwei Interessenkol-
lisionen müssen zumindest genannt wer-
den.

Der Konflikt mit Pakistan 
mit seiner besonderen Schärfe,
Lebensdauer und Regelungs-
resistenz

Ihr Kern ist zweifellos der Konflikt Paki-
stan–Indien, eines der kompliziertesten
bilateralen und regionalen Probleme in
Asien überhaupt. Er ist ein sehr viel-
schichtiges Phänomen und kann unter
keinen Umständen auf den Kashmir-Kon-
flikt reduziert werden. Substantiell ist
dieser Konflikt eine machtpolitische Aus-
einandersetzung mit einer langen histori-
schen Vorgeschichte als sogenannter
Hindu-Moslem-Konflikt. Es geht um den
ungleichen Anteil am territorialen, mate-
riellen, infrastrukturellen und militäri-
schen Erbe Britisch-Indiens, um die men-
tale und politische Bewältigung der Fol-
gen der Teilung mit ihren blutigen Mas-
senpogromen (die Zahl der Opfer wird
auf 700 000 bis 1 Million geschätzt) und
der faktischen Vertreibung von etwa 17
bis 20 Millionen Menschen aus beiden
Ländern. Diese Momente führten zu ex-
tremen Feindbildern, antagonistischen
Bedrohungs- und Sicherheitsperzeptio-
nen und einer entsprechenden Sicher-
heitspolitik, die auch von nachgewachse-
nen Generationen verinnerlicht und be-
dauerlicherweise zu einer Konstante im
Grundverhältnis Pakistan–Indien wurden.
Die hochgradige Ideologisierung des pa-
kistanisch-indischen Verhältnisses ver-
leiht dem Konflikt weit über seinen ma-
teriellen Ursprung und die tatsächliche
Streitmasse hinaus eine besondere Schär-
fe, Lebensdauer und Regelungsresistenz.
Sie ist neben den strategischen Ambitio-
nen Pakistans, deren Nichtrealisierbarkeit
sich in den letzten fünfzig Jahren nach-
drücklich erwies, das entscheidende Hin-
dernis für einen pakistanisch-indischen
Ausgleich, für eine Normalisierung der
bilateralen Beziehungen. Der Kashmir-
Konflikt ist nicht mehr als eine Gnade der
Geschichte für Pakistan, ein Vehikel zur
Durchsetzung viel weitergehender Inter-
essen, wobei es in höchstem Maße be-
dauerlich ist, daß Indien mit einer völlig
verfehlten Kashmirpolitik die Vorausset-
zungen und Bedingungen dafür geschaf-
fen hat. Daher würde auch eine „Lö-
sung“ des Kashmir-Konflikts, in welcher
Form auch immer, das pakistanisch-indi-
sche Grundverhältnis nicht qualitativ ver-
ändern.11

Der Konflikt mit China: 
britisches Erbe und Ausdruck
machtpolitischer Rivalität

1959 wurde durch den Feuerwechsel zwi-
schen indischen und chinesischen Grenz-
patrouillen in Aksai Chin (Ladakh) offen-
bar, daß Indien und China grundsätzlich
unterschiedliche Auffassungen über den
Verlauf ihrer gemeinsamen Grenze hat-
ten. Dieser Konflikt eskalierte Ende 1962
zum Himalaya-Krieg, in dem die indischen
Streitkräfte im Nordosten eine empfind-
liche militärische und moralisch traumati-
sche Niederlage erlitten. Für fast zwanzig
Jahre beherrschte nationalistische Hyste-
rie die Atmosphäre, bestanden zwischen
China und Indien nur noch formelle Bezie-

hungen. Worin bestand die tatsächliche
Streitmasse bei diesem Konflikt?
Der historische Ursprung des späteren
Grenzkonflikts war die systematische 
Verschiebung der Grenzen Britisch-Indiens
nach Norden, d.h. unter der Losung 
„Sichere Grenzen“ in das Zentrum der 
Himalaya-Region. Der juristische Hinter-
grund ist die Negierung der von China
auch über das Gebiet von Tibet bean-
spruchten Souveränität und die Vereinba-
rung einer Grenzlinie mit den tibetischen
Behörden zwischen 1904 und 1914, die
später als MacMahon-Linie bekannt
wurde. Diese Grenzziehung wurde von
keiner chinesischen Regierung seit dem
Ende des 19. Jahrhunderts anerkannt, mit
der Begründung, daß Tibet kein unabhän-
giger Staat sei und daher keine Kompe-
tenz besitze, über Territorium, das der
Souveränität Chinas unterstehe, zu ver-
handeln. Der konkrete Streitgegenstand
im indisch-chinesischen Grenzkonflikt ist
die Beanspruchung mehrerer Sektoren im
Nordwesten (Ladakh) und Nordosten
(Arunachal Pradesh) des Territoriums In-
diens als chinesisches Hoheitsgebiet und
die Nichtanerkennung der Ausübung indi-
scher Souveränitätsrechte in diesem Ge-
biet. Im einzelnen handelt es sich um den
Westsektor in Aksai mit 33 000 qkm, den
Zentralsektor im Unionsstaat Himachal
Pradesh mit 2000 qkm und den Ostsektor
mit 90 000 qkm in Arunachal Pradesh.
Historisch gesehen ist der Grenzkonflikt
eine territoriale Hinterlassenschaft der
britischen Empirepolitik in Süd- und Zen-
tralasien, die ihre Aktualität aus dem Ein-
tritt Indiens in deren „Rechtsnachfolge“
mit dem Indian Independence Act von
1947 gewann. Den Briten war die explo-
sive Sachlage sehr wohl bewußt, hatte die
Kuomintang doch selbst noch 1944 erneut
auf die Nichtigkeit der Grenzziehung hin-
gewiesen, worauf die britisch-indische Ad-
ministration jedoch nicht reagierte, und
das unabhängige Indien hat die britische
Haltung stillschweigend übernommen –
mit allen späteren Folgen. In den folgen-
den Jahrzehnten erwies sich trotz zahl-
loser Verhandlungsrunden der Territorial-
konflikt als vorläufig unlösbar, da keine
Seite unter Verweis auf den „heiligen na-
tionalen Boden“ zu einem Kompromiß
bereit war. Erst in den achtziger Jahren
deutete sich ein vorsichtiger Pragmatis-
mus und die Bereitschaft zur Normalisie-
rung der Beziehungen in anderen Berei-
chen an. Ein erster Durchbruch wurde im
November 1988 mit dem Besuch Rajiv
Gandhis in Peking erreicht.12 Der Grenz-
konflikt ist jedoch weit mehr als ein Terri-
torialproblem. Er ist zugleich Ausdruck
einer machtpolitischen Rivalität zwischen
China und Indien und kollidierender re-
gionalstrategischer Ziele. Bei aller Schärfe
und Intensität der ideologischen Ausein-
andersetzung zwischen beiden Ländern
von 1959 bis in die achtziger Jahre war
diese offenkundig immer den machtpoliti-
schen Zielsetzungen nachgeordnet. Es
handelt sich um ein ernstes regionalpoliti-
sches Problem, hat dieser Konflikt doch
die gesamte militärische, politische und
ideologische Konstellation in Südasien
nachhaltig und langfristig verändert, bei
Konfliktsituationen zwischen südasiati-
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schen Ländern immer wieder die Gefahr
einer möglichen militärischen Interven-
tion Chinas mit sich gebracht (1965, 1971)
und die Sicherheitslage in Südasien für
etwa fünfundzwanzig Jahre in erheb-
lichem Maße destabilisiert.

Nach dem Ende der Bipolarität
Übergang zur Wirtschaftsdiplomatie

Die säkularen Umbrüche im internationa-
len System, die sich zwischen 1989 und
1991 vollzogen, wurden auch in Indien
weder vorausgesehen noch in ihrer
ganzen Tragweite begriffen. Wie die mei-
sten asiatischen Staaten reagierte es sehr
spät, besaß kein alternatives Konzept für
eine grundlegend veränderte globale
Machtkonstellation und blieb daher stra-
tegisch hinter der internationalen Ent-
wicklung zurück. Erst seit 1993 setzte sich
die Erkenntnis durch, daß Indien eine voll-
ständige außenpolitische Neuorientie-
rung vornehmen mußte, die eine Über-
prüfung der bisherigen politikleitenden
Doktrinen, eine Neubestimmung des
weltpolitischen Standortes Indiens und
die Evaluierung des Instrumentariums
auswärtiger Politik einschließt. Für die
anschließenden Wandlungsprozesse in
der indischen Außenpolitik stehen vor
allem zwei Namen – der mehrfache
Außenminister und spätere Premier P.V.
Narasimha Rao (Kongreß) und sein Nach-
folger aus der United-Front-Regierung,
Inder Kumar Gujral. Die strategischen
Hauptfelder indischer Außenpolitik zwi-
schen dem Ende der Bipolarität und dem
Beginn des 21. Jahrhunderts können wie
folgt skizziert werden.13

● Indien reagierte auf die immer stärker
werdenden Globalisierungstendenzen
zunächst zögerlich, dann aber auf rela-
tiv breiter Front mit einer sich beschleu-
nigenden Liberalisierungspolitik, um
Anschluß an die internationalen Pro-
zesse und die technologische Entwick-
lung zu finden. Dementsprechend er-
langten auch in der Außenpolitik öko-
nomische Faktoren und die wirtschaft-
lichen Interessen Indiens einen neuen
Stellenwert, man kann von einem Über-
gang zur Wirtschaftsdiplomatie spre-
chen. So wurden die Auslandsvertre-
tungen angewiesen, der Wahrung der
wirtschaftlichen Interessen Indiens ihr
besonderes Augenmerk zu widmen,
und das Personal wurde schrittweise
durch entsprechend vorgebildete Kräf-
te ergänzt. Diesem Kurs liegt die Vor-
stellung zugrunde, durch eine selbst-
bestimmte Anpassung möglichst viel
Souveränität und nationale Entschei-
dungsfreiheit gegen den Globalisie-
rungsdruck zu bewahren. Das nächste
Jahrzehnt wird zeigen, ob dieses Kon-
zept aufgeht.

● Ein zweiter Schwerpunkt der Außen-
politik ist zweifellos die Mitarbeit in in-
ternationalen Organisationen, ein tra-
ditionelles Betätigungsfeld indischer
Diplomatie. Neu ist vor allem das Be-
streben, zur Wahrung indischer Interes-
sen in die Entscheidungsgremien aufzu-
steigen, und in diesem Kontext ist das
Hauptziel die Erlangung eines ständi-
gen Sitzes im UNO-Sicherheitsrat. Die

Widerstände, mit denen Indien dabei
konfrontiert ist, zeigten sich 1995 und
1996 deutlich in den Debatten um die
UNO-Reform – Pakistan ist aus erkenn-
baren Gründen vehement gegen eine
Aufnahme Indiens –, vor allem aber bei
der Diskussion um die Verlängerung
des Kernwaffensperrvertrages (NPT)
und die Unterzeichnung des Teststopp-
Abkommens (CTBT). Indien weigerte
sich, beide Dokumente zu akzeptieren,
da sie keine tatsächliche Abrüstung der
Kernwaffenmächte einschließen, den
Weg zur Computersimulation von
Kernwaffenentwicklung und Nuklear-
tests offen lassen und insgesamt eine
Verewigung der machtpolitischen Dis-
kriminierung der Nicht-Kernwaffen-
mächte seien.14 Erwartungsgemäß schei-
terte der kurz danach unternommene
erste Anlauf Indiens, in den Sicher-
heitsrat zu kommen. Gleichzeitig de-
monstrierte diese Episode jedoch das
enorm gewachsene internationale
Selbstbewußtsein Indiens, und die ver-
gleichsweise sehr moderate Reaktion
der USA macht deutlich, daß den in-
ternationalen Akteuren Gewicht und
Potential Indiens sehr wohl bewußt
sind.

● Einen sichtbaren Bedeutungsverlust er-
litt in der internationalen Politik die 
Bewegung der Nichtpaktgebundenen
(NAM). Beobachter aus den USA und
Westeuropa sprechen ihr seit 1991 jeg-
liche weitere Bedeutung ab. Auch In-
dien schätzt die heutigen realen Mög-
lichkeiten der NAM als relativ gering
ein und erkennt die fortschreitende
Diversifizierung nichtpaktgebundener
Politik. Eine Chance zur Konsensbil-
dung wird weitgehend nur noch im 
Bereich der wirtschaftlichen Interessen
des Südens gesehen. Indien betrachtet
für sich selbst zielorientierte strategi-
sche Partnerschaften nicht als unverein-
bar mit dem Nonalignment, sondern als
unvermeidliche Ablösung des früheren
globalen Idealismus Nehrus durch ein
„aufgeklärtes Eigeninteresse“. Ein
künftiges Engagement Indiens als Inter-
essenvertreter der Völker und Staaten
der Dritten Welt ist daher im Unter-
schied zu den zurückliegenden Jahr-
zehnten kaum noch zu erwarten. Aber
Indien wird aus realpolitischem Kalkül
auch nicht zum Ende der NAM beitra-
gen und vor allem seine eigene nicht-
paktgebundene Politik nicht aufgeben,
denn diese ist in einer Reihe wichtiger
Aspekte deckungsgleich mit der in-
dischen Staatsräson (internationale
Gleichberechtigung, Entwicklungsfrei-
heit, nationale Sicherheit, territoriale
Integrität, nationale Souveränität)

Eine neue Prioritätenliste

● Die Neuorientierung Indiens auf der
multilateralen Ebene findet ihre Ent-
sprechung im Bereich der bilateralen
Beziehungen, nicht zuletzt in einer ver-
änderten Stellung der Großmächte auf
der Prioritätenliste der indischen
Außenpolitik. Das seit 1971 bestehende
Sonderverhältnis mit der UdSSR endete
mit deren Auflösung (1991), aus über-

wiegend sicherheitspolitischen Grün-
den werden jedoch weiterhin umfang-
reiche Beziehungen zu Rußland ge-
pflegt. Das Verhältnis zu den USA konn-
te merklich entideologisiert werden,
und die amerikanische Privatwirtschaft
hat ihre Aktivitäten unter den Bedin-
gungen der Liberalisierung erheblich
intensiviert. Aber die zentralen Span-
nungsflächen USA–Indien existieren
weiter (Nuklearfrage, Handelspolitik,
Menschenrechte, Kashmir), da ihre Ur-
sachen weder der Kalte Krieg noch die
Existenz der UdSSR waren, sondern der
Zusammenstoß des US-Globalismus und
des indischen Nationalismus. Die Bezie-
hungen zu Großbritannien haben sich
empfindlich abgekühlt, der Staats-
besuch von Elisabeth II. zum 50. Jahres-
tag der indischen Unabhängigkeit
wurde durch die Tölpelhaftigkeit der
Labour-Außenpolitik in der Kashmir-
Frage zum politischen Fiasko; während
die indisch-französischen Beziehungen
sich in den letzten Jahren günstig ent-
wickelten. Aber das eigentlich Wesent-
liche in diesem Politikfeld besteht
darin, daß seit dem Ende des Kalten
Krieges die ehemals zentrale Stellung
der Großmächte in der indischen
Außenpolitik und für die internationale
Politik Indiens langsam, aber unauf-
haltsam zurückgeht.

Der Bedeutungswandel 
der asiatischen Region für Indien

● Das ist verbunden mit einem Bedeu-
tungswandel asiatischer Regionen aus
der Sicht indischer Interessen. Indien
versucht, übergreifende Aspekte der
nationalen Sicherheit durch eine Er-
weiterung, Vertiefung und, wenn
möglich, Institutionalisierung seiner
Beziehungen zu einer Reihe asiatischer
Staaten zu fördern und zu gewährlei-
sten. Unter diesem Aspekt müssen die
erhebliche Entwicklung der indisch-
iranischen Beziehungen, indische
Avancen gegen-über der ASEAN, aber
vor allem die Entspannung im Verhält-
nis Indien–China gesehen werden. Der
zeitweilige Zusammenfall internatio-
naler Interessen Indiens und Chinas
nach dem Heraufkommen der soge-
nannten neuen Weltordnung machte
es möglich, mit den Abkommen von
1993 und 1996 den gefährlichen jahr-
zehntelangen Grenzkonflikt für die
nächste absehbare Zeit einzufrieren
und die bilateralen Beziehungen weit-
gehend zu normalisieren. Ähnlich be-
merkenswert sind die Entwicklungen
im ökonomischen Bereich. Die expan-
dierende indische Wirtschaft benötigt
einen stabilen Zugang zu natürlichen
Ressourcen, besonders im Energiesek-
tor, die im regionalen Umfeld reichlich
vorhanden sind. Darüber hinaus bie-
ten zahlreiche asiatische Länder nicht
nur einen Markt für die Erzeugnisse
der indischen Industrie, sondern dort,
wo künftig Klein- und Mittelbetriebe
eine entscheidende Rolle für die natio-
nale Entwicklung spielen müssen, ist
Indien als regionaler Großproduzent
entsprechender Ausrüstungen und
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Maschinen sowie regionalspezifischen
Know-hows in einer günstigen Posi-
tion. Sein wirtschaftliches Engagement
in Asien ist daher im letzten Jahrzehnt,
nicht selten nahezu unbemerkt, erheb-
lich gestiegen – hier sei erinnert an die
zentralasiatischen Republiken, an die
Aktivitäten indischen Kapitals in West-
asien, an die Wirtschaftsbeziehungen
Indien–Iran und die Entwicklung der
Beziehung zu einigen südostasiati-
schen Staaten. Da es hier um essentiel-
le wirtschaftliche Interessen Indiens
geht, wird sich dieser Trend einer stär-
keren Orientierung auf Asien eher
noch verstärken. Dafür spricht auch,
daß Indien (wie andere asiatische Staa-
ten) in einer stärkeren regionalen Zu-
sammenarbeit einen Schutz gegen un-
erwünschte „Nebenwirkungen“ der
Globalisierung sucht.

● Damit ist zugleich die Frage nach der 
eigenen Region, Südasien, gestellt.
Entgegen landläufigen Vorstellungen
spielt Südasien im Gesamtkonzept in-
discher Außenpolitik keine zentrale
Rolle, das ist eine Realität, die durch
die politische Landkarte Südasiens de-
terminiert wird. Indien ist die geogra-
phisch, demographisch, wirtschaftlich,
politisch und militärisch eindeutig do-
minierende Macht, sein schieres Ge-
wicht schafft diese Konstellation. Die
Chancen für eine politische Partner-
schaft sind angesichts der Bedrohungs-
komplexe in allen Nachbarstaaten und
der ideologisch geprägten Indien-Pho-
bie in Pakistan, Sri Lanka und Bangla-
desh überaus bescheiden: wirtschaft-
lich sind diese Länder kein nennens-
werter Faktor für die indische Ökono-
mie, so daß kaum ein wirtschaftlicher
Anreiz für engere Beziehungen gege-
ben ist; strategisch spielen sie mit Aus-
nahme Pakistans für Indien keine
Rolle, und selbst Pakistan ist aus indi-
scher Sicht ohne China eine sekundäre
Bedrohung. Durch die Gujral-Doktrin,
daß Indien als großer Staat seinen klei-
neren Nachbarn stärker entgegen-
kommen müsse (asymmetrische Kom-
promisse), konnten in den letzten Jah-
ren einige Fortschritte erzielt werden,
aber es muß immer berücksichtigt wer-
den, daß dieser Entspannungsversuch
weder von Pakistan angenommen
noch in Indien von einer breiten Mehr-
heit mitgetragen wurde. Indien wird
sich daher in Südasien auf längere
Sicht auf die Vermeidung akuter Kon-
fliktsituationen beschränken, der Kon-
flikt Pakistan–Indien wird wegen der
Position Islamabads in der Kashmir-
Frage ohnehin als vorläufig nicht re-
gelbar betrachtet, und auch keine 
besonderen Aktivitäten zur Belebung
der SAARC unternehmen, wodurch

diese weiterhin als leere Hülle einer in
der Realität nicht vorhandenen regio-
nalen Zusammenarbeit dahindümpeln
wird.

Indiens internationale Bedeutung
wird weiter zunehmen

Indien ist ein großes Land mit einem riesi-
gen Territorium, mit großen materiellen
Ressourcen, mit einem enormen Human-
kapital und mit einer der größten Armeen
der Welt. Es hat überdies trotz zahlloser
gravierender innerer Probleme und offe-
nen Konflikten eine erstaunliche staat-
liche Stabilität bewiesen und war mit Aus-
nahme des Kashmir-Konflikts und des
Punjab-Konflikts in der Lage, seine natio-
nalen Probleme auf politischem Wege zu
regulieren. Trotz der Bedrohungssyndro-
me in einigen Nachbarstaaten war Indien
international seit 1947 kein Krisenfaktor,
keine Bedrohung der internationalen
Sicherheit und des Friedens. Die Erhaltung
der staatlichen Integrität und eine erfolg-
reiche Bewältigung der Liberalisierungs-
strategie vorausgesetzt, wird Indiens in-
ternationale Bedeutung weiter zuneh-
men. Das gilt erst recht bei einer weiteren
Ökonomisierung der Weltprozesse, denn
dieses Land mit seinen heute bereits etwa
200 Millionen Menschen starken konsum-
tiven Mittelschichten ist perspektivisch ein
gewaltiger Markt und ein Wirtschafts-
platz mit profitablen Standortvorteilen.
Wie die Entwicklung seit 1947 gezeigt 
hat, war und ist Indien zweifelsfrei eine
Regionalmacht, ein Land mit allen Vor-
aussetzungen, um Japan und China auf
dem Weg zur asiatischen Großmacht zu
folgen; von der Größe seines Territoriums,
seinen natürlichen Ressourcen und seinem
potentiellen Humankapital her, ist seine
Lage sogar günstiger als die Japans. Aber
das Potential Indiens ist sehr ungleich ent-
wickelt und strukturiert, seine materielle
Umsetzung in vielen Sektoren noch weit
zurück. Es ist daher heute noch nicht ab-
zusehen, wann Indiens Streben nach An-
erkennung als asiatische Großmacht seine
Realisierung finden wird. Aber die inter-
nationale Entwicklung, die großen inter-
nationalen Akteure können und werden
keinen Bogen um Indien machen und,
ohne einen Zeithorizont setzen zu wollen,
Indien wird den ihm gebührenden Platz
im internationalen System einnehmen. Ob
das der Status einer traditionellen Groß-
macht sein kann, sein wird oder auch sein
muß, wird die Zeit entscheiden.
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